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Die Freie DeQokret~sche ~~rtei hat seit ihrer Gründung

die Verantwortung fUr d,n l:eubau der d\lutachen Demokratie

und für. die WiedereineJielerung D~utschlends in die freie

Welt in ....chsend -. ""~~ "'1tgo~r!l'en. Seit vier Jll.hren ist gie

Regierungspartei i~ B~i I~re politische Haltun~ und Leistung

werden durch steigendes V"rtrlluen der t.:ii.hlar bestätigt und ge~

rechtfertigt. Als konsequent~ Fortsetzung ihrer bisherigen

Politik legt 81& dem uuch~n Volke dies<lS Wahlprogrllllll:l

vor.

I Au .;ef:1>olltik

A) Das Deutsche Vol~ is~ ~us tlb~rzeugung und Lebensnotwendig­

keit ein Glied der fnien Y:Elt. Die Bunde~r..publlk eh dl

vorläufige Hei~at al:br Deutschen bekennt sieh ~ur gleichbe­

rechtigten und glei~hvtrpflichteten Teilnahme an den gemein­

samen Anstrangu'lgen dol' rr' ~En ~lelt zur V"rwirklichung un'\

Sicherung der fr~~en De~okratie gegen alle äuaseren und

inneren Bedroh~r.~~n ~~~e derartige Partnerschaft ist weder

in nationalataatl~cheo I~olierung, noch durch eine lieutrali.

aierung Deutschlan~s LU ,erwirklichen.

B) Seit 1946 fordert die r'l'P als Ziel der deutachen,\Ul<lenpol1'"

tik die Eing11hdbru~g e~n~s freien 1n rochtsstsatl1ch~r

Ordnung .1ederver~~n.rt~n D~Jtschland in die Cem~ir.3chsft

aller freien Völ~r Euroyss. Sie bejaht daher den Europkischen

Wirtsehaftarat, 1 .ont..n-Union, die Europäische Verteidigunge

gem~inaehaft und ~~e ~.~opäiscne Politieeh~ Gecainschoft ~ls

Scnrittll auf d"'''l.:ae .1U aiM'" MlO1nhn Europn. Ihm '"ollen auch di

j~t~t noch abseite s~et~ndc~ oder untardrüekten Völker angehören.

C) Diu· FDP bekennt ai~r. cntscl'lossen und ohne Einschränkung zur

deutschen Einh,i~ i~ '·r .. ~hL1t und Fr1a<lerl. Das i:l Au~stand

gegen Willkür u~: ,~t"rdrC~yung ~ergossene Blut dsutt~~~r

Menschen in Ostb.. ·hn une. <lcr sOllj .. Uschcn Besatzungszcn~

-.-
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verpflichtet sie erst ~cht auf dieses Ziel. Nur eine frei

gewählte gesamtdoutsohe B~6ieru~g kann einen Fri~den~ertrag

für Deutschland frei vereinbaren. Dieser musa von der Wieder_

herstellung der Grenzon des deutschen Staatsgebietes vOn 1937

ausgehen. Die Regelung d~r Ostgrcn~enfrage darf niemals zu einer

deutSChen Anerkennung der Odor_Noisse_Linie führon. Eine end~

gültige Regelung dbr Saarfragekann nicht oh~e Vereinbarung mit

einer gesamtdeutschen Regierung und ohne Willensäusserung der

Saarbevölkerung in voller Freiheit und Unabhängigkeit getroffen

werden. Alle Vertrieb~nen haben das unabdingbare Recht auf Rück­

kehr in ihre Heimat.

D) Die acht Jahre nach Einstellung der Feindseligkeiten immer

noch in frePldem Gewahrsam feetg~halt.enen Kriegs,.ofangonen und

Kriessverurteilten sind freizulassen oder in deutsche Hand zu

übergeben.

E) Die FDP strebt eine AU3senpolit1k an, die aus dem in der parla_

mentarischen Denckratie natürlichen Gegensatz zwischen Regierung

und Opposition h)rausgehoben 1st.

110 staatspolitik

A) Aus den Erfahrungen der ersten 4 Jahre Bundespolitik ergeben

eich Forderungen ~ur Staatsreform.

Der Bund muse alle d.e Zuständigkeiten erhalten, deren er ZUr

Erfüllung der ihm tib.rtragenen Aufgaben bedarf. Eine Wirkliche

Selbstver~altung ist überall dort herzustellen oder zu bele­

ben, ..c die Interessen der Allg~meinheit und die Einheit d~e

Staates dies gestatten,

Deshalb fordert die PDP,

1. Umwand1ung d~s Bundesrates in eine echte zweite Kammer

(Senat), deren Mitglieder nicht an Weisungen gebunden sind.

2. Bundeseigene Verweltungen für Finanzen, Angelegenheiten der

Vertriebenen, Flüchtlinge und Kriegsopfer, sowie eine Bundas_

- J -
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notenbank mit eigenen Fj~i~11n8tituten"

3. Befugnis des Bundes zUr R~hmGnsoBet~g0bung für daR Erziehungs_

wesen.

4. Ve·rstärkung ,kr inneren und äusseren Sich~rhe1t der Bundesrepu­

blik durch ~inrichtung einer Bundespolizei und Vermehrung dea

Bundesgrenzschutzos<

5. Stärkung der finanziellen S~lbstver&ntwortungder Gemeinden und

GGceindev~rbände.

6. Ver.nl1tungsrefor:o auf allen Sturen und Abbau der Bür..krntie.

7. Erhaltung üines lei3tungsfäh1g~n B~rufsbaamtent~s al~ Grundlage

einer ge8und~n und 8aub~run V0r~~~t~,g.

B) Die politische Willensentscheidung ist Aufgabe der Organe des

demokratischen St~ate9, vOr allem des fr~i gewählten Parla~ents.

Seine Entscheidungsfreiheit darf ni~ht durch ausserparl3wentarische

Kräfte bedroht lI'erd on.

111. ~ultu~nolitik

A) Di~ Freiheit dus Ge~ ssens und des Geistes in ihrer Bindung an die

vOn Christentum und h:rnanbmus guprägten Werten und Pflichten ist die

sittliche Grundlage (1n r frlien Dewokratie.

Deshalb fordert die FDP,

1.) Freiheit der Christlichen und woltanschaulichen Bokenntnisse!Duld­

_shmkeit und Hochachtung gegunüber bc~enntnishaften tlberzougungcn

anderer; Förderung der chri~tlichen G~meinsohafts~chule als der

den deutschen V~rhäl~nissen angemessenen SchulforQ.

2.) Freihait der Presse, dus Films und des tUnks, der Erachsenen­

bildung und dos Büchür~iwesens inn~rhalb der freiheitlich.

demokratisch gestalteten Ordnung von Staat und Gasellschaft,

-4-



}.) Freiheit und Fi:lrd~rur.g der freien B~rufo, insbosonda, d~r

Künstler und d~r Wisscn~ch6ftl~r und ?fleg~ der Uius~n3c~aft~n

in Forschung und L,hro an Universitäten und Hochschul~n, dEnen

nachha:tige Unt~rstützung zu siohern iot.

B) Die Gestaltung einer geistig-sittlichen W~lt n;ch diesen Grund­

forderungtnis tang", leSOn auf "aildungsmi:lglichke i t~n\' die vo" Vor_

rechten der Klassen und Ständ~ befr~it sind und also jedEz begab_

ten und ~~rd1gen jungun MQnsc~en alle Entwicklung&Reg~ batne", nuf

denon der kulturullon Emporblldung der freien De~oKrat~e ge1i~r.t

werden kann.

Deshalb fordert die FnP,

1.) einen in sioh g~ochlosoenen Aufbau des Erzi~hu"gs•. ~p~ Bil_

dungs.aaons uni ein e::'nwnndf~'eies Ausleseverf"-hren, das un3b_

hängig von Herkunft und V'r~ögen dia Grundlage d~r Sbgabt~n­

förderung liefern muss,

2.) besondere Fi:lrderung des b..ruil1chen Blldungswe3e<1s, d:>s Lr

werktätigen Jug"nc. lJit der betrieblichen "'ua;'lldur..g .,in~ l'crt_

entwicklung in b..ruf"bild~nden Schulen ge"iilu·t und de", s~zhlen

AUfstieg dient,

3.} daas B~rufsschul~n und Y~lk3hochsOhulen, "ie olle ~~~·.G~ Bil·

dungsanstaltQn zu Pflegeo~ä~~cn echter Erziehung za~ Staats­

bürger warden.

c) UI:l die Anliegen de,· ..ulturpolitik bemühen sich viele i:l"ij~te, die

nicht selt~n zu Spa~nung~n un~ G~gensätzen in der ut6~tlichG~ Ce­

meinachait geführt haben und daher einen sinnvollen Ausgleichs

bedürfen.

Deshalb fordert die l"DP,

L) Die J:.ltern haben ir. erst~r Linie di& Pflicht [,nd Co"s Re( -~,

ihre Kinder zu ~rziehen· Das EI t~rnrecht ::luss jed~."h '/0"

falscher Auslegung und Missbrauch g~schützt werdon, d~nn Gs

wird begrenzt sowohl von dom Rechte des Kindes ~ls ~uch \cn dem

R~chte der Ge~olr.schait.
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2.) Die Kircho/? s1~ "'P ,:,n'lungs1Il1bbte n"~uorkennanl s·~~ 31nd

daher euch an ~_r Ge~t~:tunc de~ Scl~~~cnsunterrlcht,5 ~n

de~ christlichen C~metn~chefts5chule zu b~tel1igen

,.) DOl' ;:;taat hat. den 'mftr'~, di" vo,~ der \1ähltlrschaft ge_

for:1orton Mo.ssllahmon zur Ge's ta.l tung des ErZl~h\lncs-'u:ld

Bildungswosens, der ~~5senschnftcförde~ngund Kunatpflogo

u;,o1 aller übrlgc(l Kultnrb'!zirk.e durchzufiRnr:.. UlIl e~ne

stärk,,::, .. Zus..m",e"fassu"g der dD.'ür vorhander.cn ldittel und

Kräfte zu ge ...ähl'h15ten, 1st ein Ihmdeekultull-JJinis·,<!riu::,

Zu schaffen.

IV,~h~tz der F5~jll0

Der Familie gebührt der bCBon~~re Schutz der Ge~elnscha~. Dieser::

Ziel solion dienen-

1) B~schleun~gte GestaltunG des Falllill~nrerhta i~ Sinne einer

""ahren L"bensgeceinacha'"t und e1.~e~ e""te" Gl"ichu~r"cht1­

gung gel:lbs Art. 3 GG;

2.) Förderung dea BaL.ea ver. ~;ohnunge.n, die den Bodti~fnjssel' der

Familie in ~Cl .uswirtechaft gerecht werden;

,.) Ausgleich unterschiedlich~r Familienlaat~n"

~ohlst&nd fUr alle ist nUr ~ö~lich in oiner nuf der Freiheit der

Person, dem PrivatelgentL.m ~nd de~ la~teren Leietunga~ettboryerb

aufgebauten ",irtsoha.ftsverfasaung. Da&halb b"l:ennt eich du,

FDP ZUr FortfUhr'-i:lg u.,-r \ton J.hr seit "-948 vertNtGnen LrfdiO·

reichen Politik der M T~twiI~schaft. Sio for\c=t dnr~~ im R~men

des gleichzeitig von ihr b,schlossan,n ""rLc!< ,f':;s;.,C(;ramms vor

allem:

1. Abbau der noch beatehend"n R"ste der Zr;J.I:ps'ilirtsch1lft. o.\:~

zunächs t noch un" e 1'1;' ; ~ 1 ~ ehe Schu t z:;c ii:. r III ~ s"", insb..:.IO:'d '- re

der l.:l.n<:~irtsC·l!lf'!;. i"t '.:l.b"t RiJck~_ch', "'.I r.~""'.en,

'-
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2. Weitere Vermehrung der il.rbeitsplätze ohne Gefährdung d~r

Stabilität der Währung.

3. ~iederherstellung eines leistungsfähigen Kapitalm~rkt~s.

4. AU3schluss des Missbrauches wirtschaftlicher M~cht mit de~

Ziele der Sich~rung eines freion ~nd l&u~eren Vettbewerb5.

5. UberfUhrung des indu3triellen Staatsver~ögens in privaten

Besitz und Beschränkung des staates auf hoheitliche AUfgaben.

6. RÜCkkehr zu", frel<-;l il.ussenhqnd"l durch Abb~'l der Devisenz'Ila.ngs_

wirtschaft in allen Ländern.

7. Uofassen1e europ~lsche wirtschafts_ ~ährung$- und Zollunion.

8. N~chdrückllch~ Hilfe für lototanda_und Grenzgebiete.

VI. ?lnanzpolitik

Erhaltung und Ausbau der seit 194ß aufgebauten freiheitlichen

~irtschafts_ und G~s~llschuftsordnungsetzen eine ihr ang~pa. 8t~

Finanzpolitik VOraUs. D~zu gehoren,

1. ~ir.e u~f&ssende orGanisch~ steuerroform üit dtc Ziele dEr S~nkung

der St~uerla3ten und dbr Ver~infschur.g des Steuer8Y8t~~S.

2. Eine den verschi~denen Aufgubenbereich~nentspr~chende ~uft~i_

lung der St~u~rn auf Bund, Länder und G(meind~n.

3. Kusgleich des Staatshaushaltes durch Anpassung d~r äusgaben

an die Einnahmen.

4. SenkWlg der St""at. -~-ben durch die Errichtung ~in"r bund~~.

eigenen Fin&n~verwaltung.

VII. L~ndwirt3ch~ft

Die L~ndwirtsc~sft ist schrittweise in die wsrktwirtsch~ftliche

Ordnung einZUfügen, jedoch vor stur~artigen Störung~n ~u schützen

und in ihrer Daseinsgrundlage zu kräftigen.

-
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Deshalb fordert die FDP,

1. Hebung dor W1rt~chnftlichkelt durch ucfassende Flurbereinigung,

Beschränkung der ri<,'11t~Hu>1g, pld'.nvolle Ltmdellkultur und "he_

tr1cbstechnische Vervollkmm:mung.

2. Förderung des landwirtocho.ft11ch"n KreditlVeaens.

3. Schutz VOr Ubcrcässig~n Prc1s3ch~ankungen durch straffe Ein­

fUhr- und Vorrate~olitik.

4. Horotellung ~ine8 nng~mcssenencn Vorhätniases dor landwirtsch'lft­

lichen Preiee ~u denen ander~r Wlrtachaftegtite~.

5. Förderung der AnRiedlung 16ndlo~er Eau~rn und VergrösBerung von

Kleln_ und Klelnsts1edlung~n,

6. Schaffung ~lne8 bundc8elnh~itllchen Siedlung3recht~9 an Stelle

der Ländergesetze zur B~denre!orm.

VIII. S01l1',lpol1tik

Eine gute So~ialpol:tik ~etzt GinG erfolgreiche Wirteohaftspolitik

vornU9. Sie gelingt nur, wann dae Volkseinkommen duroh Anwendung

marktwirtechaftliohcr Grundaätze Inufend vergröeeert wird. Ziel

ein~r fr9iheitliohe~ Sozialpolitik iat, den Meneohen aus der Ab­

hängigkeit ~ine9 Nnaaeh;es~na hBrauszuh~ben und ihm ein eigenstijn­

digc9 Dasein zu crmögli,h~n_ DiG Freiheit dtr p~rsönliohen Ent­

scheidung findet ihreGr~nzo an d~r Verpflichtung g&g&nlib&r d&r

Gesamthoit, inebe90ndGr gegenüber don eozial SchwnohGn.

Die FDP hat die sioh darau' er€ob~nd~n Forderungen in ihrem Sozi~l­

programm vom 5.Juli 1952 und in dem gl&iohzeitig mit dicsec Programz

beaohloasanen Gesundh&itsprogra~mn1~d~rgelQgt. Sie fordert insb~_

sonder~ :

1. Gleiohs Ent.icklungs~cRlichkeitenund freie ~erufswahl für

alle.

2. RGcht auf fraion ';{eohs~l dee Arbeitsplatzes, Ablehnung der
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"Bewirtschaftung" der "'<1nschlichen ilrbeitokraft.

3. Bejahung d' r Kcalitionsfroihelt und Ablehnung dos Koa1itions-

4. Erh5hung des allgemeinen Vohlstnndes durch fortschrelt~nde

kU9weitung d~r Produktion.

5. Bildung von Eigentum in allen Formon.

6. Sozialen Wettbewerb der Unternehmer UQ die Entwicklung der b~_

trieblichen Partnerschaft, Insbesond~re d~roh Selbstbe9t~~ung und

Seihstverantwortung des elnzeln~n Arbeltn~h",er9 an aeine", ~rbelt9_

platz.

7. V-.rsorge gegen die l1echs.. lf"ll.. dos Leb"ns und die Not des öl..·, rl>

durch ~()iterbildung und finanzielle Sicherung der gegliederten

S~zlnlve~91cherungund duxch eine Reform der Arbeitslosenversiche_

rung.

e. Besondere !lilfe fUr arbeltsltse, heimatl,-se und f;efährdete J,"b,-~d.

IX. Stärkung der Mittelsehieht~n

Die freie Demokratie gewinnt an Fee~iek~it mit der rluebreitung .iner

materiell gesicherten und dacit unabhängigen Vit~ellchlcht. Not ndie

ist vor allem die Bildung vOn Eigentum in breiter Vannigfelttgkelt

und die Anp~seung dsr 302ia1_ und Virtschaftegesetzgebung an ~ieeee

Ziel.

Deshalb fnrdert die FDP:

1. Milderung der Stousrlseten und Vereinfachung des 3teuorsystens.

2. Ausb~u der Selbstverwaltung der Berufegruppen

3. Bevorzugte Pflege des Perr,onalkreditsß.

4. Sicherung der persönlichen ZuverUissigkeit und saChlichen ::::1, !ll''''g

in den einzelnen Berufsgruppen.

5. ~irtschaftliche und sozialo Bosse"stellung der Aneuote11tEn.

-,-
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6. Reform der lleamtenbcsold,mg, dlO *o1n,

Leistung.. !! ont8pr~eh(J!ld" "~.,,~rt'mr; sich..rt.

7. Angemesseno Bewertung d~r g,,':'stigen ..rbo~_t

8. J,itlssno.h",en zur F ~ rd"1 unI; d ~ s :;'.<J?lm>ch"" B Rl:: r ::>1 t to 19 t!indischen

Berufe.

9. Sleherstellung dco 90z1nIen ,c.!st-.agi! d~r .ü·beit~rschaft,

X, ~~~rwlndung der Krlugsfolgen

Im~or noch l~Bton auf une 1':'0 Fole*,n ~os schr~cxlichon Krieges.

Vlo1~a zu ihrer tlbcrwlndung konnte gutnn ~urden. Noch mehr abor

bl"lbt zu tun, ln8beHond~r~,

1. Pörderung dos bedarfsgereohten woh~un~sbaues llnd atufcnweiocr

~bbau der Wohnung8z.ong~r.irtschaft

2. Wirtschaftliche Einglilld.. r'lr'.C st-'\tt Unt~ral,ütz\lng für Hoimat_

vertriobene und So.jotzon<l:rl~chtl\ng.

,. Ergänzung der Alts: ~rerentschä~icun~ zum w~lteTen rlusgltich ~er

duroh ~ie \/1ihrungs~ "1'0;:'1:1 entstsndtlntlll ~ii!'t<ln

4. Entsohädigung tur I r~j1ihr~ge Kri~gsg~ta"gensoh~ft.

5. Erhöt,ung ~er nent<;.n "er S'h':~~kri"gsb~sch;"digt"n,\'/itwen un~

I'I"-isen.

6. Rechtliche Gleichstt<ll\t,g deli u"'+wr "rt.l~l G'i fuUendem Personenw

kreis6s.

7. "bschliessllnde bundege~n.'l, ~ t! eh<;. C:""c t~g~b\ '-S l<ur "Ji<.dergut­

machung nntionalsoz1:<list1 -hen U!1~~cht'~ "nd b<:>schleun1gt..

Rest! tut ion unter B~ 0,,1 tlg:<ng d r c:.,-,b~ i "'\lfee ~l' 't~nem llärtem.

Diosea dem ",c,utsohon Volk vorf~hgü 'iillhlpr __ gtw;I:l _.cht keiho l"eren Ver­

sprechungen. ~9 bleibt auf dem E~c<ln dtr ~iTklichk"it, Die Freie demokra_

tisohe Partei .ird sioh "i.. in d(Cn I. 1'-.".n(;",' n Vl r Jahr,,,, auch ~n ZUkunft

als 14ittrllg"r der Regi"run;;~vor"~~.~r,'-ne .1afu1' ~:i"'H;t.zen, dllSS ihre

F<'>rderungen zU Tatsachen ",.. :odem
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